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Reiner Wein für Sachsen
Winzerinnen und Winzer unterstützen,  
Weinregion Meißen erhalten!
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Vorwort

Liebe Bürgerinnen und Bürger,
liebe Weintrinkerinnen und Weintrinker,
wenn im Wein die Wahrheit liegt, wie ein uraltes Sprichwort kundtut, dann 
haben einige sächsische CDU-Politiker_innen und Behördenmitarbeiter_innen 
zu wenig davon getrunken. Mal im Ernst: Wir können zu Recht stolz sein auf 
unseren besonderen Sachsen-Wein, nicht nur den Goldriesling. Deshalb müssen 
wir aber jetzt erst Recht tausende Winzerinnen und Winzern beistehen, damit 
der Weinbau nicht den Bach runter geht. Denn die Insektizid-Affäre bedroht ihn, 
durch das Versagen einiger weniger, durch unprofessionelles Behördenhandeln 
und eine tatenlose Staatsregierung. 
Es steht nicht nur eine der großen sächsischen Marken und eine wunderbare 
Kulturlandschaft auf dem Spiel. Es geht um das Schicksal einer wichtigen Wirt-
schafts- und Tourismusregion, die vom Weinbau geprägt wird, und mithin um 
weit mehr als um Arbeitsplätze. Die wirtschaftliche Existenz zahlreicher Winze-
rinnen und Winzer, die selbst gewissenhaft für einen sauberen Wein stehen, 
hängt am seidenen Faden. Wir haben im Landtag schonungslose Aufklärung 
über das Behördenhandeln gefordert – und ein Sofortprogramm zur Schadens-
begrenzung, um Winzerinnen und Winzer unbürokratisch unter die Arme zu 
greifen, die nicht schuld sind an der derzeitigen Situation.
Die CDU/SPD-Koalition – selbst der „weinpolitische Sprecher“ der CDU, 
Sebastian Fischer – war bemüht, die Probleme kleinzureden, und lehnte unsere 
Forderungen wortreich ab. So können sich Winzergenossenschaft und andere 
Weinbaubetriebe weiter nicht sicher sein, dass die Landespolitik sie unterstützt. 
Doch wir bleiben dran und machen Druck. Gemeinsam mit der Öffentlichkeit 
und allen Menschen, denen unser guter sächsischer Wein und all diejenigen am 
Herzen liegen, die ihn Jahr für Jahr unermüdlich und mit viel Mühe erzeugen.
Der Werdegang der Affäre ist mit Kleinen Anfragen belegt. All das, unseren 
Antrag sowie unsere Reden im Sächsischen Landtag im April 2016 dokumen-
tieren wir nachfolgend für die interessierte Öffentlichkeit – im Kreis Meißen, in 
ganz Sachsen und darüber hinaus. Wir würden uns auch über Ihre Reaktionen 
freuen. In diesem Sinne: Wohl bekomm’s!   

Rico Gebhardt 				    Dr. Jana Pinka
Fraktionsvorsitzender			   Sprecherin für Umweltpolitik
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„Die Weinpolitik dieser Koalition ist so ernüchternd“
Rede von Rico Gebhardt, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, 20. April 2016

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Weinbau hat in Sachsen eine ähnlich lange Tradition wie der Bergbau. Er 
prägt seit vielen Jahrhunderten die Menschen und die Landschaft. Sachsen-
wein ist in den letzten Jahren zu einem Markenzeichen des Freistaates gewor-
den. Der Freistaat engagiert sich beim Wein sogar mit einem eigenen Staats-
betrieb, wie er das beispielsweise auch beim Porzellan macht; im Übrigen 
– welch ein Zufall in der Geschichte – beides in der gleichen Region. 

Allein das zeigt, wie wichtig es ist, dass wir uns heute im Parlament mit der 
Thematik beschäftigen. Wenn ich über den Weinbau und die Weinherstellung 
spreche, dann weniger aus der Betroffenheitsperspektive, als schlichter Kon-
sument, sondern mir geht es um den Stellenwert des Weines als Kulturgut. Der 
Weinbau prägt eine ganze Landschaft. Der Weinbau, der Weingenuss gehören 
zum Rückgrat des Tourismus. Er bringt Menschen nach Sachsen, und er bringt 
Menschen zusammen. Natürlich darf und muss ohne Tabus auch über die Pro-
bleme gesprochen werden, die wir mit unserem sächsischen Wein aktuell ha-
ben. 

Unser Antrag verlangt die schonungslose Aufklärung über die Anwendung 
eines im Weinbau verbotenen Insektizids. Dazu wollen wir erstens von der 
Staatsregierung einen Bericht haben, in dem steht, was sie für sauberen Wein 
tut. In diesen Bericht gehört die lückenlose Darstellung des Behördenhan-
delns, das nach unseren bisherigen Erkenntnissen einer rechtzeitigen Scha-
densbegrenzung nicht zuträglich war. Ich würde klar von einem Behördenver-
sagen sprechen. 

Übrigens ist es eine typische Methode der Sächsischen Staatsregierung, die 
hierbei zur Anwendung kommt: erst einmal nichts wissen, dann negieren, dann 
verschleiern und dann mit dem Finger auf andere zeigen und zum Schluss ei-
nen Schuldigen präsentieren, aber niemals zur eigenen Verantwortung stehen. 

(Beifall bei den LINKEN)
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Zweitens drängen wir auf ein Soforthilfeprogramm für die Winzerinnen und Win-
zer, die in ihrer überwiegenden Mehrheit völlig schuldlos an dem eingetretenen 
Schaden und in ihrer Existenz bedroht sind. Wir erwarten von der Staatsregie-
rung einen Plan, wie sie den sächsischen Weinbau gemeinsam mit den Betrof-
fenen durch diese Krise steuern will. Darüber haben wir bisher weder etwas ge-
lesen noch in der Öffentlichkeit gehört – außer, dass Sie jetzt plötzlich in ihrem 
Aktionismus bei der Entnahme von Proben sind, um den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern vorzugaukeln, dass Sie Interesse daran hätten, den Sachverhalt 
aufzuklären. 

Wenn ich mir überlege, wer hier eingebunden oder angebunden ist, dann bin ich 
doch sehr darüber irritiert, warum ein eher kleines Problem solche Auswirkun-
gen hervorruft: Da ist der Agrarminister, da ist die Verbraucherschutzministerin 
– beide übrigens in der CDU –, da ist der stellvertretende Ministerpräsident, der 
in der Weinbauregion zu Hause ist, da ist der Landtagspräsident, der zugleich 
der Präsident des Sächsischen Tourismusverbandes und mit dieser Region auch 
sehr stark verbunden ist, und es gibt einen Landrat, der das Parteibuch der CDU 
hat – der Öffentlichkeit wird immer gesagt, dass das der kurze Draht zu den 
Regierenden in Sachsen sei. Nicht zu vergessen: Zudem hat ja die CDU-Fraktion 
auch noch einen weinpolitischen Sprecher. 

Also, Herr Tillich, Herr Dulig, Herr Schmidt, Frau Klepsch, Herr Rößler, Herr 
Steinbach, Herr Fischer: Wo sind denn Ihre Taten? 

(Daniela Kuge, CDU, steht am Mikrofon.)

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Gebhardt, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Mhm. 

(Heiterkeit)

2. Vizepräsident Horst Wehner: Bitte, Frau Kuge. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ich habe Sie vergessen. Ich hätte Sie auch noch 
aufzählen sollen. 
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(Heiterkeit und Beifall bei den LINKEN)

Daniela Kuge, CDU: Welche Beziehung haben Sie denn persönlich zum sächsi-
schen Weinbau, wenn Sie uns alle aufzählen? 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Wir wohnen hier, Frau Kuge. 

(Zuruf von der CDU: Er ist Weintrinker! – Christian Piwarz, CDU: Und das war’s!)

Die Hälfte der Anbaufläche wird von anderthalbtausend Winzerinnen und Win-
zern bewirtschaftet, die Mitglied der Winzergenossenschaft sind. 

(Christian Piwarz, CDU: Na immerhin!)

Diese Menschen, die oft unter großen persönlichen Anstrengungen, mit viel Ide-
alismus und wenig Geld zugleich Weinanbau und Landschaftspflege betreiben, 
brauchen ebenso wie die anderen Weinbaubetriebe ein klares Signal, dass die 
sächsische Landespolitik an ihrer Seite steht. 

Es reicht also nicht, wenn sich der sogenannte weinpolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion Sebastian Fischer Ende Januar hinstellt und ruft: „Un-
ser Goldriesling ist sicher!“, und dazu noch eine zumindest teilweise widerlegte  
Theorie über die Verunreinigung verbreitet hat. Herr Fischer, Sie sind für den 
sächsischen Weinbau bisher ein Totalausfall. 

(Beifall bei den LINKEN)

Die Weinpolitik dieser Koalition ist besonders jetzt, da sie gefragt ist, so ernüch-
ternd, dass man sich schon sorgenvoll fragen muss: Trinken Sie aus Angst jetzt 
nichts mehr? 

Wir haben Sie mit unserem Antrag zum Jagen treiben müssen, nun aber ist es 
höchste Zeit für das Handlungsprogramm der Regierung für den sächsischen 
Wein. Noch ist Zeit. Verraten Sie es uns, bitte! 

(Beifall bei den LINKEN – Christian Piwarz, CDU: Wie viel haben Sie getrunken?)
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„Eine schnelle Information hätte die Ernte von 
2.368 sächsischen Kleinwinzern geschützt und 
nicht zu einem Millionenschaden geführt“

Rede von Dr. Jana Pinka, Sprecherin für Umweltpolitik und Ressourcenwirtschaft 
der Fraktion DIE LINKE, 20. April 2016

Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dass Genussmittel offensichtlich schaden, haben wir an dem Beitrag von 
Herrn Fischer doch ganz offensichtlich festgestellt. Tut mir leid, das waren null 
Punkte. 

(Zuruf des Abg. Sebastian Fischer, CDU)

Aber wie heißt es doch so treffend: In vino veritas – im Wein liegt die Wahrheit, 
oder wie es im Chinesischen heißt: Nach dem Wein folgt die wahre Rede. 

Sicherlich gab es auch Schwierigkeiten im sächsischen Weinbau, in früheren 
Zeiten, aber was uns aktuell in der Meißener Weinbauregion ereilt hat und wie 
die Staatsregierung damit hantiert, sucht schon seinesgleichen. Umso mehr 
wünscht sich meine Fraktion eine sachliche Debatte über Ursachen, Verant-
wortlichkeiten, mögliches behördliches Versagen und Folgen der Kontaminati-
on von Weinen mit Spuren von Pflanzenschutzmitteln. Es sind eben nicht nur 
eine wichtige Kulturlandschaft und eine Tourismusregion gefährdet, sondern 
in der Meißner Region auch ein wirklich wichtiger Wirtschaftszweig und damit 
auch Arbeitsplätze. 

Am 10. September des letzten Jahres wurde das im Weinbau nicht zugelasse-
ne Insektizid Dimethoat bei einer eher zufälligen Beprobung des Lebensmittel-
überwachungs- und Veterinäramts des Landkreises Meißen analysiert, wie es 
mir der Landwirtschaftsminister mit der Übergabe der Antwort zu Drucksache 
6/4595 heute früh bestätigte. 
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Die Analyse der Traubenproben dauerte dann offenbar doch etwas länger; denn 
die Landesuntersuchungsanstalt für das Gesundheits- und Veterinärwesen LUA 
wurde erst am 21. Oktober 2015 über den Nachweis von Rückständen von im 
Weinbau nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln informiert. Der Landwirt-
schaftsminister, dem die Kontrolle über deren Anwendung obliegt, weiß um die 
Problematik offenbar erst seit 28. Januar 2016.

Das steht heute in der Antwort zu dieser Kleinen Anfrage. Seit Wochen gehen 
Nachrichten über diese Schwierigkeiten im sächsischen Weinbau durch die Me-
dien. Und nicht etwa durch eine offensive und transparente Informationspolitik 
der Staatsregierung, sondern ausschließlich durch parlamentarische Anfragen 
von Abgeordneten unserer und der GRÜNEN-Fraktion wissen wir mittlerweile, 
dass im Jahr 2014 circa 165.000 Liter in acht Weinsorten und im Jahre 2015 
circa 380.000 Liter in 15 Weinsorten von einer Kontamination mit Dimethoat 
betroffen sind. Um das noch einmal klarzumachen: Diese Erkenntnisse erlang-
ten wir nicht etwa über Landtagsausschüsse, die sich mit Umweltpolitik und 
Verbraucherschutz beschäftigen. Wir, und damit meine ich nicht nur wir Abge-
ordnete, sondern auch die betroffenen Winzerinnen und Winzer oder die Ver-
braucherinnen und Verbraucher, werden seit einem halben Jahr nicht durch die 
verantwortlichen Landesbehörden informiert oder aufgeklärt. Nur das Nachfra-
gen aus den Reihen der Opposition und der Medien veranlassten die Regierung 
zum Handeln. 

Zunächst berichteten Ende Januar die „DNN“ über den Nachweis von Dimethoat 
in einer Traubenprobe einer Kellerei. Seitdem gibt es ein Auf und Ab im unko-
ordinierten Informationsgebaren der Landesregierung. Ein verantwortungsvolles 
Krisenmanagement sieht allerdings anders aus. Die für uns vorerst letzte Bot-
schaft durften wir Ende letzter Woche erfahren. Der Chef des Pflanzenschutz-
kontrolldienstes im Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie, Jörg 
Müller von Berneck, will mehr Druck auf Weinbaubetriebe ausüben und kündigte 
ausgedehntere Pflanzenschutzkontrollen an. Das Verbraucherschutzministerium 
wird ein Sonderüberwachungsprogramm auflegen und Weinproben untersu-
chen.

Diese Proben sind nach mir vorliegenden Informationen aber wahrscheinlich be-
reits Ende März genommen worden. Zum Zeitpunkt der oben genannten Infor-
mationen der oberen Landesbehörde über weitere Weinproben waren die Wein-
güter wahrscheinlich schon beprobt.
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Also weiter wie bisher, Halbwahrheiten und Mauern der Staatsregierung, um 
Zeit zu gewinnen für eigene Erklärungsversuche – Zeit, die die betroffenen Win-
zerinnen und Winzer, Weinkellereien und insbesondere die Winzergenossen-
schaft eben nicht haben. Da klingt es schon wie ein Hohn, wenn verkündet wird, 
dass die Ergebnisse zu den Proben erst Ende September vorliegen werden. Eine 
verdammt lange Zeit für die schnelle Klärung, ob ein Weinbauer seinen Wein nun 
verarbeiten, abfüllen und vermarkten kann oder nicht. 

Hinzu kommen ungeklärte Probleme, deren Ursachen behördlicherseits hausge-
macht sind und die sich thesenhaft wie folgt zusammenfassen lassen. Erstens: 
Die zuständigen Behörden waren lange untätig und haben danach zumindest 
mit erheblichem Zeitverzug gehandelt. Zweitens: Die zuständigen Behörden sind 
teil- und zeitweise nicht in der Lage, ihre Aufgaben sachgerecht zu erfüllen. Drit-
tens: Der Informationsaustausch zwischen den beteiligten Behörden ist äußerst 
mangelhaft. Allein schon deshalb ist es ein starkes Stück, wenn die Staatsregie-
rung immer wieder versucht, die Schuld allein auf die betroffene Winzergenos-
senschaft abzuwälzen. 

Zur These 1, dem zeitverzögerten behördlichen Handeln. Ich verweise auf den 
Anfang meiner Rede. Wir haben die Analyse einer Dimethoat-Belastung in ei-
ner Weinprobe durch eine untere Kontrollbehörde im September 2015, eine 
Erkenntnis über das Ergebnis im Oktober, aber keine ansatzweise schnelle 
Aufklärung einer sensiblen Problematik. Wir reden im Moment von einer mög-
lichen Aufklärung bis Ende September 2016. Da beginnt bereits die nächste 
Weinernte. 

Zu These 2. Die unterlassene Information der unteren Behörde über die Pestizid-
Kontamination des Weines an die betroffenen Weinbauern, insbesondere an die 
Meißner Winzergenossenschaft, war ebenso folgenschwer wie der offenkundig 
nicht funktionierende Informationsaustausch und das gestörte Zusammenwir-
ken der unteren und der oberen Verbraucherschutz- bzw. Umweltbehörde. Der 
Großteil kontaminierter Trauben gelangte ohne jegliche behördliche Intervention 
in die Verarbeitung, obwohl die ersten Analyse-Ergebnisse den Behörden bereits 
vorlagen. Damit wurde der wirtschaftliche Schaden für die Winzerinnen und 
Winzer sowie deren Winzergenossenschaft erst möglich, verursacht, zumindest 
jedoch in nicht unerheblicher Weise noch verstärkt. 

(Sebastian Scheel, DIE LINKE: Hört, hört!)
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Eine schnelle Information hätte die Ernte von 2.368 sächsischen Kleinwinzern 
geschützt und nicht zu einem Millionenschaden geführt. Diesen Vorwurf müs-
sen Sie sich gefallen lassen, Frau Staatsministerin Klepsch, Herr Staatsminister 
Schmidt. 

Meine Kollegin Kathrin Kagelmann hat sich in Drucksache 6/2289 dem The-
ma „Schäden im sächsischen Obst- und Weinbau durch die Kirschessigfliege“ 
gewidmet. Nach den Fallenfängen im Jahr 2014 wurde die Erkenntnis erlangt, 
dass in allen Wein- und Obstbauregionen im Freistaat dieses Insekt vorkommt 
und auf notwendige Informationsveranstaltungen zur Problematik hingewie-
sen. Ich habe einmal nachgeschaut, was den Weinbauern zur Bekämpfung der 
Kirschessigfliege an Chemikalien durch das Sächsische Landesamt für Umwelt, 
Landwirtschaft und Geologie empfohlen wird. Und Sie werden es nicht glauben, 
aber in der Präsentation vom 12. Februar 2014 wird auf phosphororganische 
Insektizide hingewiesen. BI 85 mit dem Wirkstoff Dimethoat ist ein phosphoror-
ganisches Insektizid. 

(Daniela Kuge, CDU: Es gibt aber noch andere!)

Vielleicht hätte ein Weinberater die Weinbauern noch darüber aufklären können, 
aber neben der offiziellen Beratung bei den Landwirten hatte der Ex-Umweltmi-
nister Tillich auch die Weinbauberater abgeschafft. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ach, der war das!)

Ich persönlich gehe im Übrigen weiter davon aus, dass durch das vermehrte 
Auftreten der Kirschessigfliege auch der Einsatz von Insektiziden im Obstbau 
und damit die Gefahr einer möglichen Abdrift zugenommen hat, denn immerhin 
befinden sich 670 Hektar Landwirtschafts- und Dauerkulturen in der Weinbaure-
gion in unmittelbarer Nachbarschaft von 460 Hektar Rebflächen. 

Zu meiner These 3. Der Informationsaustausch zwischen den beteiligten Be-
hörden muss äußerst mangelhaft gewesen sein. Ich habe es heute schriftlich 
bekommen. Die Zeitspanne zwischen dem Vorliegen des ersten Untersuchungs-
ergebnisses bei der Kontrollbehörde und dem zuständigen Verbraucherministe-
rium und der Information an die zuständige Kontrollbehörde für Pflanzenschutz 
im Umweltministerium betrug sage und schreibe drei Monate. Das ist skanda-
lös. Diesen Umstand in aller Öffentlichkeit und ohne Rückzieher aufzuklären, 
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erwarten wir und alle betroffenen Winzer heute von Ihnen, Frau Verbraucher-
schutzressortchefin und Herr Landwirtschaftsressortchef. 

Wir wissen bisher, dass es möglicherweise mehrere Ursachen für die Kontamina-
tion von Wein mit Insektiziden gibt. Es gibt wahrscheinlich einmal die kriminelle 
Energie eines Einzelnen, aber es gibt nach wie vor die Wege der Verunreinigung 
von Rebflächen durch Abdrift von Pflanzenschutzmitteln, die immer noch ganz 
legal auf benachbarten landwirtschaftlichen Flächen eingesetzt werden dürfen. 
Untersuchungen zur Kontamination durch bereits mit Pflanzenschutzmitteln 
verunreinigtes Grundwasser sind mir nicht bekannt. Es sind bisher ganze drei 
Kellereien identifiziert, in denen es Probleme mit Dimethoat gibt, aber durch die 
Landesbehörde wird jetzt zum Teil so ein Aktionismus betrieben – angekündigt 
sind immerhin 120 Proben in 40 Betrieben –, nachdem jahrelang keine ordent-
liche Kontrolle stattgefunden hat. Verschärfend kommt hinzu, dass auf Initiative 
des Verbraucherschutzministeriums auch die Nachweisgrenze für Dimethoat auf 
0,01 Milligramm pro Kilogramm Trauben geändert wurde. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ohne Begründung!)

- Ja, ohne Begründung. 

Winzer berichten darüber, dass die Behörden ihnen nunmehr mitgeteilt hätten, 
dass ihre kostenaufwendigen Eigenkontrollen auf Dimethoat wahrscheinlich 
keine Gültigkeit mehr besäßen. Damit wird der Schaden durch einzelne wenige 
Zustandsstörer zum Skandal für alle Winzer Sachsen ausgeweitet und weiterer 
möglicher materieller und immaterieller Schaden verursacht. 

Deshalb gehen wir von einer gewissen Staatshaftung aus. Wir fordern deshalb 
von der Staatsregierung ein Sofort- und Sonderprogramm für alle von der Ver-
unreinigung von Trauben und Wein mit Dimethoat betroffenen Winzerinnen und 
Winzer, Weingüter sowie der Sächsischen Winzergenossenschaft Meißen mit 
angemessenen Finanzhilfen. Finanzhilfen haben aufgrund der kleinwirtschaft-
lichen Strukturen nur dann einen Sinn, wenn sie als verlorene Zuschüsse in 
unbürokratischer Weise gewährt werden. Handeln Sie, Frau Staatsministerin 
Klepsch und Herr Staatsminister Schmidt! Hier ist akute Gefahr im Verzug für ei-
nen Wirtschaftszweig, eine Kulturlandschaft und eine für den Landkreis und die 
Stadt Meißen wichtige und prägende Tourismusregion. Schenken Sie uns, den 
betroffenen Weinbauern und der Öffentlichkeit endlich reinen Wein ein. Mau-
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ern Sie weiter, muss die Opposition möglicherweise zu anderen Mitteln greifen, 
um ihrer Aufgabe der Kontrolle der Regierung auch im Interesse der Weinregion 
nachzukommen. 

(Beifall bei den LINKEN)
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Sächsischer Landtag 
6. Wahlperiode 
 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE. 
 
Thema: Finanzielle Soforthilfen für die von Insektizid-Belastungen im Wein betroffenen 

Winzerinnen und Winzer bereitstellen – Gefährdung für den Fortbestand des 
Weinbaugebietes Meißen (Elbtal) als sächsische Kulturlandschaft abwenden!  

 
Dresden, den 5. April 2016    - b.w. - 
 
 
 
 
 
  
Rico Gebhardt 
Fraktionsvorsitzender 

1 

 
Der Landtag möge beschließen: 
Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

I. dem Landtag angesichts der bereits weitreichenden Auswirkungen und nicht absehbaren 
Langzeitfolgen für die von der Verunreinigung von Weinen mit Dimethoat betroffenen Sächsische 
Winzergenossenschaft Meissen eG, deren Mitgliedern sowie Weingütern einen                         
Ursachen-, Folgen- und Folgenbewältigungsbericht vorzulegen, der insbesondere darstellt: 
1. Ursachen, Ausmaß und Folgen der Verunreinigung sächsischer Weine mit Dimethoat sowie 

die jeweiligen Verantwortlichkeiten von zuständigen Behörden und Stellen;  
2. das behördliche und ministerielle Handeln seit dem ersten behördlichen Bekanntwerden von 

Dimethoat-Verunreinigungen im September 2015 sowie das diesbezügliche Informations- und 
Krisenmanagement der Staatsregierung und der zuständigen Behörden; 

3. die von der Staatsregierung ergriffenen Maßnahmen zur Bewältigung der Folgen; 
4. die gezogenen fachlich-rechtlichen Konsequenzen der Staatsregierung zur künftig wirksamen 

Verhinderung von Insektizid-Verunreinigungen sächsischer Weine.  

II. unverzüglich ein Weinbau-Soforthilfen-Programm aufzulegen, mit dem zugunsten der von 
der Verunreinigung von Trauben und Weinen mit Dimethoat betroffenen Winzerinnen und 
Winzer, Weingüter sowie der Sächsischen Winzergenossenschaft Meissen eG angemessene 
Finanzhilfen: 
1. zum Ausgleich der bei ihnen eingetretenen Umsatzverluste und Vermögensschäden;  
2. zur rechtzeitigen Abwendung wirtschaftlicher Notlagen und Existenzgefährdungen;  
3. für die Sicherung des Fortbestandes der gewachsenen sächsischen Kulturlandschaft 

„Weinbaugebiet Meißen (Elbtal)“ und damit der Meißener Weindörfer- und Tourismusregion;  
bereit gestellt und als verlorene Zuschüsse in unbürokratischer Weise gewährt werden. 
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Begründung: 

Durch Presseberichterstattungen vom 28. Januar 2016 wurde erstmals öffentlich bekannt, dass 
bereits in der Weinlesezeit im September 2015 (!) im Zuge einer sog. Traubenprobe der Wirkstoff 
Dimethoat – nach Verlautbarung der zuständigen Landesuntersuchungsanstalt für das 
Gesundheits- und Veterinärwesen Sachsen als „Zufallsfund aus einer regulären Stichprobe“ – 
festgestellt worden ist und deswegen nunmehr im Januar 2016 davon betroffene Weine „im 
Sinne des vorbeugenden gesundheitlichen Verbraucherschutzes aufgrund der Höchstgehalts-
überschreitung nach dem Lebensmittelrecht“ gesperrt worden seien (vgl. LVZ vom 28.01.2016).  
Infolgedessen mussten nach Presseberichten bereits ca. 15.000 Liter Goldriesling und Müller-
Thurgau in einem Weingut, das betroffene Trauben aus dem Jahr 2015 bereits verarbeitet hatte, 
entsorgt werden. Bis dato ist zudem unklar, in welchem Umfang und Ausmaß die Sächsische 
Winzergenossenschaft Meissen eG mit ihren 1.500 Winzerinnen und Winzern letztendlich 
finanziell betroffen sein wird: „Genossenschaftswinzer gehen inzwischen davon aus, dass 
womöglich ein Drittel der Weine aus den Jahren 2014 und 2015 nicht verkauft werden kann. Die 
finanziellen Folgen für die Genossenschaft und ihre Mitglieder wären immens. Geschäftsführer 
Lutz Krüger will die Zahl nicht bestätigen. Bisher hat der größte Weinerzeuger des 
Anbaugebietes zunächst fünf Weine des Jahrgangs 2014 aus dem Verkauf nehmen müssen“ 
(vgl. LVZ vom 29.02.2016).  
Fest steht: Allein der bereits jetzt schon eingetretene finanzielle Schaden aus Umsatzverlusten 
durch nicht verkehrsfähige Weine, der Vernichtung und Entsorgung von Weinbeständen und 
weiteren zusätzlichen kostenintensiven Eigenkontrollen der Weine ist für die betroffenen 
Winzerinnen und Winzer, Weingüter und die Meissener Winzergenossenschaft ebenso horrend, 
wie die derzeitig nicht absehbaren Folge aus dem Imageverlust für Weine aus dem Meißener 
Weinbaugebiet sowie für die einmalige, vom Weinanbau geprägte Kulturlandschaft und 
Tourismusregion des Landkreises Meißen.  
Ungeachtet dessen sind bis jetzt weder zielgerichtete wirksame Anstrengungen oder konkrete 
Maßnahmen von Seiten der Staatsregierung oder der zuständigen Staatsministerien zur 
zeitnahen Feststellung von Ursachen, Ausmaß und Möglichkeiten der Bewältigung der bereits 
absehbaren Folgen der Verunreinigung von Weinen mit Dimethoat im Meißener Weinbaugebiet 
unternommen worden, noch konkrete Angebote für dringend erforderliche finanzielle und 
wirtschaftliche Hilfen des Freistaates Sachsen für die unmittelbar Betroffenen unterbreitet. 
Dies ist umso unverständlicher, da es seit den behördlichen Untersuchungen der sog. 
Traubenproben vom 10. September 2015 und deren Untersuchung ab dem 15. September 2015 
noch bis zum 21. Oktober 2015 dauerte, bis erste Ergebnisse zu Dimethoat-Belastungen 
vorlagen, die offensichtlich auch nur allein der betroffenen Weinkellerei mitgeteilt wurden.                  
(vgl. DNN vom 1.02.2016)  
Die nunmehr auch betroffene Sächsische Winzergenossenschaft Meissen eG erfuhr erstmals 
aus der öffentlichen Presseberichterstattung von Ende Januar 2016 von der möglichen 
Dimethoat- Verunreinigung der von ihr verarbeiteten Trauben aus dem Jahre 2015 und damit 
ihrer mit entsprechendem Kostenaufwand und Personaleinsatz hergestellten Weine des 2015er 
Jahrgangs. Für die von der Winzergenossenschaft aus Gründen des vorsorglichen 
Verbraucherschutzes und Eigenverantwortung selbst veranlassten Sofort-Maßnahmen: Rückruf 
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von Weinen, Nichtauslieferung von Weinen sowie durchgeführte Eigenkontrolle und  
Laboruntersuchungen der Weine sind dem Betrieb weitere erhebliche Kosten entstanden. 
Vor dem Hintergrund dieser in der sächsischen Weingeschichte wohl einmaligen Ereignisse und 
der dabei zu Tage getretenen mangelnden behördlichen Information der von der Verunreinigung 
betroffenen Winzerinnen und Winzer sowie Weinhersteller, die eine rechtzeitige 
Schadensbegrenzung ermöglicht hätte, und der weitreichenden Auswirkungen für die 
Weinbauregion Meißen steht die Staatsregierung nach Auffassung der Fraktion DIE LINKE. in 
der unmittelbaren politischen Pflicht, die Ursachen, insbesondere die eigenen und behördlichen 
Verantwortlichkeiten sowie die eingetretenen Folgen schleunigst aufzuklären sowie hieraus die 
erforderlichen Konsequenzen für eine künftig wirksame Kontrolle und ein rechtzeitiges 
Informations- und Krisenmanagement – eingeschlossen der dazu notwendigen 
organisatorischen, personellen und auch fachlich-rechtlichen Vorkehrungen – zu ziehen. 
Zugleich bedarf es einer unbürokratischen und zeitnahen Lösung für die von den Folgen und 
Wirkungen der festgestellten Dimethoat-Belastungen in Weinen betroffenen Winzerinnen und 
Winzer, Weingüter sowie der Sächsischen Winzergenossenschaft Meissen eG, die erhebliche 
Umsatzverluste erlitten und weitere finanziellen Aufwendungen zu tragen haben. Um diese zu 
kompensieren und damit der gegenwärtigen Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz der 
Betroffenen rechtzeitig sowie ohne weitere nachteilige Folgen für die Meißener Weinbauregion 
wirksam zu begegnen, muss die Staatsregierung schnellstens verbindliche Regelungen für die 
Gewährung finanzieller Soforthilfen erlassen, mit denen den Betroffenen ein angemessener 
Ausgleich für die eingetretenen Vermögenseinbußen gewährt werden.  
Mit der Bereitstellung der dazu erforderlichen Landesmittel im Rahmen eines mit diesem Antrag 
begehrten „Weinbau-Soforthilfen-Programmes“ wird darüber hinaus ein notwendiges positives 
landespolitisches Signal zur Unterstützung der Meißener Weinbauregion in der derzeitig 
angespannten Situation gesendet und zugleich eine tragfähige Grundlage für die nachhaltige 
Sicherung der gewachsenen sächsischen Kulturlandschaft „Weinbaugebiet Meißen (Elbtal)“ und 
der für den Landkreis Meißen wichtigen Weindörfer- und Tourismusregion geschaffen.  
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